Befristeter Arbeitsvertrag

Zwischen der Firma ............................................................................................. (Arbeitgeber)

und

Frau / Herrn ....................................................................................................... (Arbeitnehmer)

geb. am ........................................... in .......................................................................

wohnhaft in ..................................................................................................................

wird nachfolgender befristeter Arbeitsvertrag nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) geschlossen:

§ 1 Dauer des Arbeitsverhältnisses

Der Arbeitnehmer wird für die Zeit vom ................... bis ................... eingestellt.1
Die ersten .................... Wochen / Monate des Arbeitsverhältnisses gelten als Probezeit.2
Das Arbeitsverhältnis endet mit Ablauf der Frist, ohne dass es einer ausdrücklichen Kündigung bedarf.

§ 2 Befristungsgrund

Der Arbeitnehmer erklärt, dass mit demselben Arbeitgeber zuvor kein befristetes oder unbe-fristetes Arbeitsverhältnis bestanden hat.

Sofern das Arbeitsverhältnis über einen Zeitraum von zwei Jahren – bei neu gegründeten Unternehmen über einen Zeitraum von vier Jahren – hinaus befristet ist, erfolgt die Befristung aus folgenden Gründen:3
........................................................................................................................................................................................................................................................................................................

....................................................................................................................................................

§ 3 Tätigkeit

Der Arbeitnehmer wird als ......................................................... eingestellt. Die einzelnen zum Aufgabenbereich gehörenden Tätigkeiten ergeben sich aus der als Anlage 1 beigefügten, zum Vertrag gehörenden Stellenbeschreibung. Die Firma behält sich vor, dem Arbeitnehmer eine andere zumutbare Arbeit zuzuweisen, die seinen Vorkenntnissen und Fähigkeiten entspricht.

§ 4 Arbeitszeit

Die regelmäßige Arbeitszeit sowie die Pausen richten sich nach den betriebsüblichen Regelungen. Sie beträgt zur Zeit ........ Stunden in der Woche ohne Berücksichtigung von Pausen.

Dringende betriebliche Erfordernisse berechtigen den Arbeitgeber, eine Änderung der Arbeitszeiteinteilung vorzunehmen.

Der Arbeitnehmer erklärt sich bereit, im Falle betrieblicher Notwendigkeit und im Rahmen der gesetzlichen und eventuellen tariflichen Bestimmungen bis zu ...... Überstunden pro Woche bzw. Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit in gleichem Umfang zu leisten. 

§ 5 Arbeitsort

Arbeitsort ist ................................ Jedoch kann der Arbeitnehmer auch an folgenden anderen Orten eingesetzt werden: ...........................................................................................................

§ 6 Arbeitsvergütung

Der Arbeitnehmer erhält für die im Vertrag vorgesehene Tätigkeit eine Vergütung in Höhe von € ........................ pro Stunde / Woche / Monat.

Etwa angeordnete Überstunden werden mit einem Zuschlag von ..............% vergütet. Gleiches gilt für Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit.

Die Zahlung von etwaigen Sondervergütungen (jährliche Zuwendung, Urlaubsgeld, Gratifikationen u.a.) erfolgt in jedem Einzelfall freiwillig und führt nicht zur Begründung eines zukünftigen Rechtsanspruchs des Arbeitnehmers.

Die Vergütung wird jeweils fällig am .................................................................................. und wird auf das Konto des Arbeitnehmers bei der........................................................................... Konto Nr. ............................................, BLZ.: ............................................angewiesen.

§ 7 Hinweis des Arbeitgebers nach § 2 Abs.2 Satz 2 Nr.3 SGB III

Der Arbeitgeber weist den Arbeitnehmer ausdrücklich darauf hin, dass dieser verpflichtet ist, sich spätestens drei Monate vor Ablauf dieses Vertrages persönlich beim Arbeitsamt arbeitssuchend zu melden, damit dem Arbeitnehmer seine eventuell bestehenden Ansprüche auf Arbeitslosenunterstützung ungekürzt erhalten bleiben. Des weiteren weist der Arbeitgeber darauf hin, dass der Arbeitnehmer verpflichtet ist, selbst aktiv nach einer neuen Beschäftigung zu suchen.

§ 8 Urlaub

Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf .......... Werktage Urlaub pro Kalenderjahr.4 Der Zeitpunkt des Urlaubsantritts ist mit den betrieblichen Notwendigkeiten abzustimmen.

Die Firma gewährt freiwillig ein zusätzliches Urlaubsgeld von € ...................... je Urlaubstag / Urlaubsjahr. Dieser Anspruch entsteht erstmalig nach einer Betriebszugehörigkeit von .................. Monaten.

Während des Urlaubs ist dem Arbeitnehmer jede auf Erwerb gerichtete Tätigkeit untersagt. Nimmt er dennoch während des Urlaubs eine Erwerbstätigkeit auf, so entfällt der Anspruch auf das Urlaubsgeld. Bereits für die Urlaubszeit gezahltes Urlaubsgeld ist zurückzuzahlen.

§ 9 Arbeitsverhinderung

Im Falle einer krankheitsbedingten oder aus sonstigen Gründen veranlassten Arbeitsver-hinderung hat der Arbeitnehmer die Firma unverzüglich über Grund und voraussichtliche Dauer seiner Verhinderung zu informieren. Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Erkrankung ist der Firma spätestens nach 3 Tagen ab Beginn der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen, aus der sich die Tatsache der Erkrankung und die Dauer der voraussichtlichen Arbeitsunfähigkeit ergibt.

§ 10 Verschwiegenheitspflicht

Der Arbeitnehmer wird über alle betrieblichen Angelegenheiten, die ihm im Rahmen oder aus Anlass seiner Tätigkeit in der Firma bekanntgeworden sind, auch nach seinem Ausscheiden Stillschweigen bewahren.

§ 11 Nebenbeschäftigung

Während der Dauer der Beschäftigung ist jede entgeltliche oder unentgeltliche Tätigkeit, die die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers beeinträchtigen könnte, untersagt. Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, vor jeder Aufnahme einer Nebenbeschäftigung die Firma zu informieren.

§ 12 Vertragsstrafe

Tritt der Arbeitnehmer das Arbeitsverhältnis nicht an, löst er es ohne Einhaltung der maßgeblichen Kündigungsfrist vor Fristablauf ohne wichtigen Grund auf oder wird der Arbeitgeber durch schuldhaft vertragswidriges Verhalten des Arbeitnehmers zur fristlosen Kündigung des Arbeitsverhältnisses veranlasst, so hat der Arbeitnehmer an den Arbeitgeber eine Vertragsstrafe in Höhe von € ........................ zu zahlen. Der Arbeitgeber kann einen weitergehenden Schaden geltend machen.5
§ 13 Beendigung des Arbeitsverhältnisses

Unabhängig von der Befristung ist eine ordentliche Kündigung des Arbeitsvertrages für beide Seiten unter Einhaltung der gesetzlichen Fristen möglich.
Das Arbeitsverhältnis kann während der Probezeit mit einer Frist von zwei Wochen gekündigt werden.

Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt.

Eine ordentliche Kündigung vor Dienstantritt ist ausgeschlossen.

Die Kündigung bedarf zu ihrer Wirksamkeit in jedem Fall der Schriftform.

§ 14 Ausschlussfrist

Alle beiderseitigen Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis und solche, die mit dem Arbeitsverhältnis in Zusammenhang stehen, müssen innerhalb von drei Monaten nach ihrer Fälligkeit gegenüber der anderen Vertragspartei schriftlich erhoben werden, da sie ansonsten verfallen.

Wird ein derart geltend gemachter Anspruch durch die Gegenpartei abgelehnt oder nimmt sie nicht innerhalb von zwei Wochen nach der Geltendmachung des Anspruchs zu diesem Stellung, so verfällt dieser, falls er nicht innerhalb von drei Monaten nach Ablehnung oder Fristablauf gerichtlich geltend gemacht wird.

§ 15 Nebenabreden

Nebenabreden und Änderungen des Vertrages, insbesondere der Übergang in ein unbe-fristetes Arbeitsverhältnis, bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform.

Dieses Formerfordernis kann weder mündlich noch stillschweigend aufgehoben oder außer Kraft gesetzt werden.

Eine etwaige Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht.

..................................................., den .............................

............................................



............................................

(Arbeitgeber)





(Arbeitnehmer)

1 Die kalendermäßige Befristung eines Arbeitsvertrages ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes ist generell bis zur Dauer von zwei Jahren zulässig. Bis zur Gesamtdauer von zwei Jahren ist auch die höchstens dreimalige Verlängerung eines kalendermäßig befristeten Arbeitsvertrages zulässig.


Ab dem 01.01.2004 existieren für neu gegründete Unternehmen jedoch weitergehende sachgrundlose Befristungsmöglichkeiten:


So können Unternehmen, deren Gründungszeitpunkt noch nicht vier Jahre zurückliegt (also auch bereits bestehende Unternehmen!), nunmehr befristete Arbeitsverträge ohne Sachgrund bis zur Dauer von vier Jahren abschließen. Als Gründungszeitpunkt gilt die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, die dem Finanzamt oder der Gemeinde mitzuteilen ist. Arbeitsverträge mit einer bis zu vierjährigen Befristung können auch noch kurz vor Ablauf der vierjährigen Gründungsphase abgeschlossen werden. Allerdings ist der Zeitpunkt der vereinbarten Arbeitsaufnahme und nicht der des Vertragschlusses entscheidend. Die Anzahl der Verlängerungen ist nicht begrenzt. Sie müssen allerdings lückenlos aneinander anschließen.


2 Die Dauer eines Probearbeitsverhältnisses darf nur ausnahmsweise sechs Monate überschreiten.


3 Sachliche Gründe gem. § 14 Abs.1 TzBfG sind u.a.:


Es besteht nur vorübergehender betrieblicher Bedarf an der Arbeitsleistung.


Die Befristung erfolgt im Anschluss an eine Ausbildung oder ein Studium, um den Übergang des Arbeitnehmers in eine Anschlussbeschäftigung zu erleichtern.


Der Arbeitnehmer wird nur zur Vertretung eines anderen Arbeitnehmers eingestellt.


Die Eigenart der Arbeitsleistung rechtfertigt die Befristung.


Die Befristung dient zur Erprobung.


4 Der Mindesturlaub gem. § 3 Abs.1 BUrlG beträgt zur Zeit 24 Werktage (bei einer 6-Tage-Woche!).


5 Die regelmäßige Höhe einer solchen Vertragsstrafe beläuft sich auf einen Monatslohn. Sofern die maßgebliche Kündigungsfrist jedoch weniger als einen Monat beträgt, etwa bei Kündigung während der Probezeit und der damit gemäß § 622 Abs. 3 BGB verbundenen zweiwöchigen Kündigungsfrist, sollte auch die Vertragsstrafe nicht höher als das vertragsmäßige Entgelt für diesen Zeitraum betragen, da ansonsten die Gefahr besteht, dass diese Klausel nach § 307 BGB für unwirksam erachtet wird.





